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§ 1 Allgemeines, Geltungsbereich 
 
 

(1) Die Geschäftsbedingungen gelten für alle gegenwärtigen und zukünftigen Geschäftsbeziehungen mit 
Unternehmern. Unternehmer i. S. d. Geschäftsbedingungen sind natürliche oder juristische Personen oder 
rechtsfähige Personengesellschaften, mit denen in Geschäftsbeziehung getreten wird, die in Ausübung einer 
gewerblichen oder selbstständigen beruflichen Tätigkeit handeln. 

 
(2) Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen werden, selbst bei Kenntnis, 

nicht Vertragsbestandteil, es sei denn, ihrer Geltung wird ausdrücklich schriftlich zugestimmt. 
 

§ 2 Vertragsschluss, Auftragserteilung, Vertragsinhalt 
 

(1) Unsere Angebote sind freibleibend. Für Inhalt und Umfang des Vertrages ist unsere schriftliche Auftragsbestätigung 
maßgebend. Änderungen oder Ergänzungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit einer schriftlichen Bestätigung. 
Technische Änderungen sowie Änderungen in Form, Farbe und/oder Gewicht bleiben im Rahmen des Zumutbaren 
vorbehalten. Wir sind berechtigt, Unteraufträge zu erteilen. 

 
(2) Der Vertragsschluss erfolgt unter dem Vorbehalt der richtigen und rechtzeitigen Selbstbelieferung durch unsere 

Zulieferer. Dies gilt nur für den Fall, dass die Nichtlieferung nicht von uns zu vertreten ist, insbesondere bei 
Abschluss eines kongruenten Deckungsgeschäftes mit unserem Zulieferer. Der Kunde wird über die 
Nichtverfügbarkeit der Leistung unverzüglich informiert. Die Gegenleistung wird unverzüglich zurückerstattet. 

 
(3) An Informationen, insbesondere Abbildungen, Zeichnungen, Kalkulationen und sonstigen Unterlagen, die an 

Kunden oder Lieferanten weitergegeben werden, behalten wir uns Eigentums- und Urheberrechte vor; sie dürfen 
Dritten nicht zugänglich gemacht werden. Dies gilt insbesondere für solche schriftlichen Unterlagen und 
Informationen, die als „vertraulich“ bezeichnet sind; vor ihrer Weitergabe bedarf der Kunde/Lieferant unserer 
ausdrücklichen schriftlichen Zustimmung. 

 
§ 3 Lieferzeit, Versendung, Gefahrenübergang, Abnahme 
 
(1) Die Lieferzeit ergibt sich aus den Vereinbarungen der Vertragsparteien. Ihre Einhaltung durch uns setzt voraus, dass 

alle kaufmännischen und technischen Fragen zwischen den Vertragsparteien geklärt sind und der Kunde alle ihm 
obliegenden Verpflichtungen, wie z.B. Beibringung der erforderlichen behördlichen Bescheinigungen oder 
Genehmigungen oder die Leistung einer Anzahlung erfüllt hat. Ist dies nicht der Fall, verlängert sich die Lieferzeit 
angemessen. Dies gilt nicht, soweit wir die Verzögerung zu vertreten haben. 

 
(2) Die Verpackung erfolgt nach fach- und handelsüblichen Gesichtspunkten. Sämtliche uns durch den Versand der 

Ware entstehenden Kosten sind, soweit nicht anders vereinbart, vom Kunden zu tragen. Das Verpackungsmaterial 
wird (zum Selbstkostenpreis) berechnet und nicht zurückgenommen. Für günstigste Verfrachtung sowie Transport-
laufzeit wird keine Haftung übernommen, sofern von uns nicht zu vertreten. 

 
(3) Die Lieferfrist ist eingehalten, wenn der Vertragsgegenstand bis zu ihrem Ablauf das Werk bzw. den Stand-/Lagerort 

verlassen hat. Soweit eine Abnahme zu erfolgen hat, ist - außer bei berechtigter Abnahme-verweigerung - der 
Abnahmetermin maßgebend. 

 
(4) Die Gefahr geht auf den Kunden über, sobald die Ware das Werk oder den Lager/Standort verlassen hat, und zwar 

auch dann, wenn Teillieferungen erfolgen oder wir noch andere Leistungen, z.B. die Versandkosten oder Anlieferung 
übernommen haben. Soweit eine Abnahme zu erfolgen hat, ist diese für den Gefahrenübergang maßgebend. Sie 
muss unverzüglich zum Abnahmetermin, hilfsweise nach der Meldung des Lieferers über die Abnahmebereitschaft 
durchgeführt werden. Der Kunde darf die Abnahme bei Vorliegen eines nicht wesentlichen Mangels nicht verweigern. 
Soweit im Einzelfall ein Probebetrieb vereinbart wurde, geht die Gefahr nach einwandfreiem Probebetrieb auf den 
Kunden über, mit der Maßgabe, dass sich der Probebetrieb unmittelbar an die betriebsbereite Errichtung anschließt. 

 
(5) Werden der Versand bzw. die Abnahme des Vertragsgegenstandes aus Gründen in der Verantwortung des Kunden 

verzögert oder verletzt der Kunde schuldhaft sonstige Mitwirkungspflichten, sind wir berechtigt, den uns insoweit 
entstehenden Schaden, einschließlich etwaiger Mehraufwendungen, ersetzt zu verlangen. In diesem Fall geht auch 
die Gefahr eines zufälligen Untergangs oder einer zufälligen Verschlechterung der Sache zu einem Zeitpunkt auf den 
Kunden über, in dem dieser in Annahmeverzug gerät. 

 
(6) Werden wir in der rechtzeitigen Vertragserfüllung durch Beschaffungs-, Fabrikations- oder Lieferstörungen bei uns 

oder unseren Zulieferanten behindert (z.B. Energiemangel, Verkehrsstörungen, Streik, Aussperrung, höhere Gewalt 
etc.), so verlängert sich die Lieferzeit angemessen. 

 
(7) Der Kunde kann ohne Fristsetzung vom Vertrag zurücktreten, wenn uns die gesamte Leistung vor 

Gefahrübergang endgültig unmöglich wird. Der Kunde kann darüber hinaus vom Vertrag zurücktreten, wenn bei 
einer Bestellung die Ausführung eines Teils der Lieferung unmöglich wird und er ein berechtigtes Interesse an der 
Ablehnung der Teillieferung hat. Ist dies nicht der Fall, so hat der Kunde den auf die Teillieferung entfallenden 
Vertragspreis zu zahlen. Dasselbe gilt bei Unvermögen des Lieferers. Tritt die Unmöglichkeit oder das 
Unvermögen während des Annahmeverzuges ein oder ist der Kunde für diese Umstände allein oder weit 
überwiegend verantwortlich, bleibt er zur Gegenleistung verpflichtet. 
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(8) Wir haften bei Lieferverzug nach den gesetzlichen Bestimmungen, soweit der zugrundeliegende Kaufvertrag ein 
Fixgeschäft im Sinn von § 286 Absatz 2 Nr. 4 BGB oder von § 376 HGB ist. Wir haften auch nach den 
gesetzlichen Bestimmungen, sofern als Folge eines von uns zu vertretenden Lieferverzuges der Kunde geltend zu 
machen berechtigt ist, dass sein Interesse an der weiteren Vertragserfüllung in Fortfall geraten ist. Wir haften ferner 
nach den gesetzlichen Bestimmungen, sofern der Lieferverzug auf einer von uns zu vertretenden vorsätzlichen 
oder grob fahrlässigen Vertragsverletzung beruht; ein Verschulden unserer Vertreter oder Erfüllungsgehilfen ist uns 
zuzurechnen. Sofern der Lieferverzug auf einer von uns zu vertretenden grob fahrlässigen Vertragsverletzung beruht, 
ist unsere Schadensersatzhaftung auf den vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schaden begrenzt. Wir 
haften nach den gesetzlichen Bestimmungen, soweit der von uns zu vertretende Lieferverzug auf der schuldhaften 
Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht beruht; in diesem Fall ist aber die Schadensersatzhaftung auf den 
vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schaden begrenzt. 

 
(9) Im Übrigen haften wir im Fall des Lieferverzugs in Höhe von maximal 5 % des Lieferwertes. 
 
(10) Weitere gesetzliche Ansprüche des Kunden bleiben vorbehalten. 
 
(11) Zu Teillieferungen sind wir in zumutbarem Umfang berechtigt. 

 
§ 4 Eigentumsvorbehalt 
 
(1) Bis zur vollständigen Bezahlung aller aus der Geschäftsverbindung gegenüber dem Kunden entstandenen oder noch 

entstehenden Forderungen – gleich welcher Art und welchen Rechtsgrundes – behalten wir uns das Eigentum an 
den gelieferten Waren und Leistungen vor. Im Falle eines vertragswidrigen Verhaltens des Kunden, insbesondere 
Zahlungsverzug, sind wir berechtigt, unsere gesetzlichen Rechte auszuüben und die Ware zurückzunehmen. Nach 
Rücknahme der Ware kann diese verwertet und der Erlös auf die Verbindlichkeiten des Kunden angerechnet werden. 
In der Rücknahme der Ware liegt keine Rücktrittserklärung unsererseits, es sei denn, dies wird ausdrücklich erklärt. 

 
(2) Der Vertragspartner hat auch mit seinem Abnehmer einen Eigentumsvorbehalt zu vereinbaren. 
 
(3) Die Verarbeitung oder Umbildung der Kaufsache durch den Kunden wird stets für uns vorgenommen. Wird die 

Kaufsache mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen verarbeitet, so erwerben wir das Miteigentum an der 
neuen Sache im Verhältnis des Wertes der Kaufsache zu den anderen verarbeiteten Gegenständen zur Zeit der 
Verarbeitung. 

 
(4) Wird die Kaufsache mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen untrennbar vermischt, so erwerben wir das 

Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes der Kaufsache zu den anderen vermischten Gegen-
ständen zum Zeitpunkt der Vermischung. Erfolgt die Vermischung in der Weise, dass die Sache des Kunden als 
Hauptsache anzusehen ist, so gilt als vereinbart, dass der Kunde uns anteilmäßig Miteigentum überträgt.  
Der Kunde verwahrt das so entstandene Alleineigentum oder Miteigentum für uns auf. 

 
(5) Der Kunde tritt uns auch die Forderungen zur Sicherung unserer Forderungen gegen ihn ab, die durch die 

Verbindung der Kaufsache mit einem Grundstück gegen einen Dritten erwachsen. 
 
(6) Der Kunde darf die Vorbehaltsware im ordnungsgemäßen Geschäftsbetrieb verarbeiten und veräußern, solange  er 

nicht in Zahlungsverzug ist. Außergewöhnliche Verfügungen wie Verpfändung, Sicherungsübereignung und jegliche 
Abtretung sind unzulässig. 

 
(7) Bei Pfändungen oder sonstigen Eingriffen Dritter hat uns der Kunde unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen.     

Für den Fall einer Klage nach § 771 ZPO hat uns der Kunde die gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten zu 
erstatten, soweit diese von Dritten nicht erstattet werden. 

 
(8) Die sich aus dem Weiterverkauf oder einem sonstigen Rechtsgrund (Versicherung/unerlaubte Handlung) bezüglich 

der Vorbehaltsware entstehenden Forderungen tritt der Kunde bereits jetzt sicherungshalber an uns ab. Der 
Kunde wird widerruflich ermächtigt, die an uns abgetretenen Forderungen in eigenem Namen einzuziehen. Die 
Einzugsermächtigung wird nur dann widerrufen, wenn sich der Kunde in Zahlungsverzug befindet, ein Antrag auf 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens gestellt wurde oder eine Zahlungseinstellung vorliegt. Auf Verlangen hat der 
Kunde seinen Vertragspartner von der Abtretung schriftlich zu benachrichtigen, uns alle Auskünfte zu erteilen, 
Unterlagen vorzulegen und auszuhändigen sowie Wechsel herauszugeben. Außerdem hat der Kunde uns den   
Zutritt zu den noch in seinem Besitz befindlichen Vorbehaltswaren zu gestatten und eine genaue Aufstellung der 
Waren zu übersenden, die Ware auszusondern und herauszugeben. 

 
(9) Übersteigt der realisierbare Wert der einbehaltenen Sicherheiten die zu sichernde Forderung um mehr als 10 %,    

so werden wir auf Verlangen des Kunden Sicherheiten nach unserer Wahl freigeben. Die Beweislast, dass die 
einbehaltenen Sicherheiten 10 % übersteigen, trägt der Kunde. 

 
(10) Der Kunde hat den Liefergegenstand während des Eigentumsvorbehalts in ordnungsgemäßen Zustand zu halten      

alle erforderlichen bzw. vorgesehenen Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten unverzüglich ausführen zu lassen. 
 

§ 5 Vergütung, Zahlung 

 

(1) Der im Auftrag vereinbarte Preis ist bindend. Preisangaben verstehen sich zuzüglich Umsatzsteuer und gelten ab 
Lagerort ohne Verpackung und ohne Montage, soweit nichts anderes vereinbart ist. Werden zwischen Abschluss und 
Erfüllung des Vertrages Steuern, Zölle, Frachten, Gebühren oder Ausgaben erhöht oder neu eingeführt, ermäßigt oder 
abgeschafft, sind wir berechtigt/verpflichtet, den Kaufpreis entsprechend zu erhöhen bzw. zu reduzieren. Die Preise 
gelten vom Tage des Vertragsschlusses an einen Monat, soweit nicht ein Festpreis vereinbart ist. Bei Vereinbarung 
einer Lieferfrist von mehr als vier Monaten bzw. bei Dauerschuldverhältnissen, die länger als 4 Monate andauern, sind 
wir berechtigt, zwischenzeitlich für die Beschaffung/Lieferung eingetretene Kostensteigerungen einschließlich der 
durch Gesetzesänderungen bedingten (z.B. Erhöhung der Umsatzsteuer) durch Preiserhöhungen in entsprechendem 
Umfang an den Kunden weiterzugeben. 
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(2) Bei eingehenden Bestellungen bis zu einem Rechnungswert von EUR 100,00 behalten wir uns einen 

Mindermengenzuschlag von EUR 10,00 vor. 
 
(3) Bei Lieferung frei Baustelle, die wir grundsätzlich mit LKWs durchführen, gelten die Preise unter Vorbehalt 

 ordnungsgemäß befahrbarer Straßen und Baustellen. Andernfalls sind wir berechtigt, einen angemessenen  
 Zuschlag nach pflichtgemäßem Ermessen zu berechnen. Das Abladen der Fahrzeuge geht jedoch stets zu  
 Lasten des Empfängers. 

 
(4)  Wir sind berechtigt, eine angemessene Abschlagszahlung zu fordern, soweit die Forderung nicht anderweitig 

ausreichend gesichert ist. Dies gilt nicht nur bei in sich geschlossenen Teilleistungen. 
 
(5)  Die Annahme von Schecks, Wechseln und anderen Wertpapieren erfolgt nur erfüllungshalber unter dem üblichen 

Vorbehalt ihrer Einlösung, ihrer Diskontierungs-möglichkeit sowie gegen Übernahme sämtlicher im Zusammenhang 
mit der Einlösung stehenden Kosten durch den Vertragspartner. Bei Wechselhingabe hat der Vertragspartner alle 
Diskontzinsen und Spesen zu tragen. 

 
(6)  Der Kunde hat ein Recht zur Aufrechnung nur, wenn seine Gegenansprüche rechtskräftig festgestellt wurden 

oder durch uns anerkannt wurden oder unbestritten sind. Der Kunde kann ein Zurückbehaltungsrecht nur ausüben, 
wenn sein Gegenanspruch auf demselben Vertragsverhältnis beruht. 

 
(7)  Falls sich der Kunde in Zahlungsverzug befindet, sind wir berechtigt, den Kunden von der weiteren Belieferung 

auszuschließen, auch wenn entsprechende Lieferverträge bereits abgeschlossen wurden. 
 
(8)  Tritt unser Vertragspartner vom Vertrag zurück, ohne dass die gesetzlichen Rücktrittsvoraussetzungen vorliegen, 

oder erklären wir den Rücktritt oder die Kündigung des Vertrages aus Gründen, die vom Vertragspartner zu vertreten 
sind, so hat der Vertragspartner die bereits angefallenen Kosten sowie den entgangenen Gewinn mit einem 
Pauschalbetrag von 20 % des Vertragspreises zu vergüten. Dies gilt nicht, falls der Vertragspartner nachweisen 
kann, dass ein Schaden überhaupt nicht entstanden oder wesentlich niedriger als die eben genannte Pauschale ist. 

 
§ 6 Mängelhaftung 
 
(1) Mängelansprüche des Kunden setzen voraus, dass dieser seinen nach § 377 HGB geschuldeten Untersuchungs- 

und Rügeobliegenheiten ordnungsgemäß nachgekommen ist. 
 
(2) Soweit ein Mangel vorliegt, sind wir nach unserer Wahl zur Nacherfüllung in Form einer Mangelbeseitigung oder zur 

Lieferung einer neuen mangelfreien Sache berechtigt. Im Fall der Mangelbeseitigung oder der Ersatzlieferung 
sind wir verpflichtet, alle zum Zweck der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, 
Wege-, Arbeits- und Materialkosten zu tragen, soweit sich diese nicht dadurch erhöhen, dass die Kaufsache nach 
einem anderen Ort als dem Erfüllungsort verbracht wurde. 

 
(3) Schlägt die Nacherfüllung fehl, so ist der Kunde nach seiner Wahl berechtigt, Rücktritt oder Minderung zu verlangen.  
 
(4) Wir haften nach den gesetzlichen Bestimmungen, sofern der Kunde Schadensersatzansprüche geltend macht, 

die auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit, einschließlich von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit unserer Vertreter 
oder Erfüllungsgehilfen beruhen. Soweit uns keine vorsätzliche Vertragsverletzung angelastet wird, ist die Schadens-
ersatzhaftung auf den vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schaden begrenzt. 

 
(5) Wir haften nach den gesetzlichen Bestimmungen, sofern wir schuldhaft eine wesentliche Vertragspflicht verletzen; 

auch in diesem Fall ist aber die Schadensersatzhaftung auf den vorhersehbaren, typischerweise eintretenden 
Schaden begrenzt. Eine wesentliche Vertragspflicht liegt vor, wenn sich die Pflichtverletzung auf eine Pflicht 
bezieht, auf deren Erfüllung der Kunde vertraut hat und auch vertrauen konnte. 

 
(6) Soweit die Lieferung unmöglich ist, haften wir in Fällen des Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit sowie bei  

einer schuldhaft verursachten Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit nach den gesetzlichen 
Bestimmungen. In anderen Fällen der Unmöglichkeit beschränkt sich der Anspruch auf Schadensersatz neben 
und/oder statt der Leistung einschließlich des Ersatzes vergeblicher Aufwendungen insgesamt auf 10 % des 
Wertes der Lieferung. Weitergehende Ansprüche wegen Unmöglichkeit der Lieferung sind ausgeschlossen. 
Diese Beschränkung gilt nicht bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. Der Schadensersatz-
anspruch für die schuldhafte Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen 
vorhersehbaren Schaden begrenzt. 

 
(7) Soweit dem Kunden im Übrigen wegen einer fahrlässigen Pflichtverletzung ein Anspruch auf Ersatz des 

Schadens statt der Leistung zusteht, ist unsere Haftung auf Ersatz des vorhersehbaren, typischerweise eintretenden 
Schadens begrenzt. 

 
(8) Die Haftung wegen schuldhafter Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit bleibt unberührt; 

dies gilt auch für die zwingende Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz. 
 
(9) Soweit nicht vorstehend etwas Abweichendes geregelt ist, ist die Haftung ausgeschlossen. 
 
(10) Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche beträgt 12 Monate, gerechnet ab Gefahrenübergang. Dies gilt nicht  

im Falle des § 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB sowie im Falle des § 634a Abs. 1 Nr. 2. Die Verjährungsfrist beginnt  
bei allen Ansprüchen mit Ablieferung der mangelhaften Sache bzw. bei Werkleistungen / Montageleistungen mit 
Abnahme. Die Verjährungsfrist im Fall eines Lieferregresses nach den §§ 478, 479 BGB bleibt hiervon 
unberührt. 
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§ 7 Gesamthaftung 
 

(1) Eine weitergehende Haftung auf Schadensersatz als in § 6 vorgesehen, ist – ohne Rücksicht auf die Rechtsnatur 
des geltend gemachten Anspruchs – ausgeschlossen. Dies gilt insbesondere für Schadensersatzansprüche aus 
Verschulden bei Vertragsabschluss, wegen sonstiger Pflichtverletzungen oder wegen deliktischer Ansprüche  
auf Ersatz von Sachschäden gemäß § 823 BGB. 

 
(2) Die Begrenzung nach Absatz 1 gilt auch, soweit der Kunde anstelle eines Anspruchs auf Ersatz des Schadens, 

statt der Leistung Ersatz nutzloser Aufwendungen verlangt. 
 
(3) Soweit die Schadensersatzhaftung uns gegenüber ausgeschlossen oder eingeschränkt ist, gilt dies auch im  

Hinblick auf die persönliche Schadensersatzhaftung unserer Angestellten, Arbeitnehmer, Mitarbeiter, Vertreter  
und Erfüllungsgehilfen. 

 
§ 8 Errichtung und Instandhaltung von Anlagen 

 
Für jede Art von Aufstellung, Montage und Instandhaltung gelten, soweit nichts anderes schriftlich vereinbart worden 
ist, ergänzend folgende Bestimmungen: 

 
(1) Unser Vertragspartner hat auf seine Kosten zu übernehmen und rechtzeitig zu stellen: Hilfsmannschaften bzw. 

Hilfsarbeiter und, wenn nötig, auch Maurer, Zimmerleute, Schlosser, Heizungsbauer und sonstige Facharbeiter mit 
dem von diesen benötigten Werkzeug in der erforderlichen Zahl; alle Erd-, Bettungs-, Stemm-, Gerüst-, Verputz-, 
Maler- und sonstigen für uns branchenfremden Nebenarbeiten einschließlich der dazu benötigten Baustoffe, 
insbesondere die zur Montage und Inbetriebsetzung erforderlichen Bedarfsgegenstände und Bedarfsstoffe wie 
Gerüsthölzer, Keile, Unterlagen, Zement, Putz und kaminfremde Dichtungsmittel, Schmiermittel, Brennstoffe, 
Betriebskraft und Wasser einschließlich der erforderlichen Anschlüsse bis zur Verwendungsstelle; im Übrigen hat 
unser Vertragspartner  zum Schutz unseres und des Besitzes unseres Montagepersonals auf der Baustelle die 
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. 

 
(2) Vor Beginn der Montagearbeiten hat unser Vertragspartner die nötigen Angaben über die Lage verdeckt geführter 

Strom-, Gas-, Wasserleitungen oder ähnliche Anlagen sowie die erforderlichen statischen Angaben unaufgefordert 
zur Verfügung zu stellen. 

 
(3) Vor Beginn der Aufstellung, Montage oder Instandhaltung müssen die für die Aufnahme der Arbeiten erforderlichen 

Lieferteile sich an Ort und Stelle befinden und alle Maurer-, Zimmerer-, Dachdecker- und sonstige Vorarbeiten vor 
Beginn des Aufbaus soweit fortgeschritten sein, dass die Aufstellung, Montage und Instandhaltung sofort nach 
Ankunft der Aufsteller bzw. des Montagepersonals begonnen und ohne Unterbrechung durchgeführt werden kann. 
Insbesondere müssen die Anfuhrwege und der Aufstellungs- oder Montageplatz in Flurhöhe geebnet und geräumt, 
das Grundmauerwerk abgebunden und trocken, die Grundmauern gerichtet und hinterfüllt und bei Innenaufstellung 
Wände und Decken fertig gestellt sein. 

 
(4) Unser Vertragspartner verpflichtet sich, den Aufstellern bzw. dem Montagepersonal die geleisteten Arbeiten nach 

unserer Wahl täglich oder wöchentlich zu bescheinigen. Er bestätigt ferner auf von uns gestellten Formularen  
die Beendigung der Aufstellung oder Montage. 

 
(5) Ausgebaute Teile oder Geräte, die durch andere Teile oder Geräte ersetzt werden, werden durch uns vernichtet;  

falls keine anderweitige Vereinbarung erfolgt.  
 
(6) Unser Vertragspartner vergütet uns die bei der Auftragserteilung vereinbarten Verrechnungssätze für Arbeitszeit  

und Zuschläge für Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit, für Arbeiten unter erschwerten Umständen sowie für 
Planung und Überwachung. Dies gilt entsprechend für den Verbrauch von Material einschließlich Verschnitt 
sowie für den Aufbau und den Anschluss der Kamine. 

 
(7) Vorbereitungs-, Reise- und Laufzeiten und Rückmeldungen gelten als Arbeitszeit, wobei für An- und Abfahrten, 

hierzu zählen insbesondere Lohn- und Fahrzeugkosten, der tatsächliche Aufwand berechnet wird, wozu auch  
die bei uns üblichen Auslösungen und Zulagen für die Arbeitszeit sowie für Ruhe-und Feiertage gehören. 

 
§ 9  Datenschutz 

Der Vertragspartner willigt ein, dass wir im Zusammenhang mit der Geschäftsbeziehung erhaltene Daten, gleich, ob 
diese vom Vertragspartner selbst oder von Dritten stammen, im Sinne des Bundesdatenschutzgesetzes verarbeiten 
können. 

 
§ 10  Schlussbestimmungen 

 
(1) Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN- Kaufrechts und des deutschen 

internationalen Privatrechts. 
 

(2) Ist der Vertragspartner Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches Sonder-
vermögen, ist, sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, unser Geschäftssitz Erfüllungsort und 
Gerichtsstand; wir sind jedoch berechtigt, unseren Vertragspartner auch an dessen Gerichtstand zu verklagen. 

 
 
Weinstadt, April 2015. 


